Beratungen VSAV/ASTO/ASTU

Haftung für frühere Mandatsträger
Frage- und Problemstellung  

  
Ein Amtsvormund hat von seiner Vorgängerin zwei Beistandschaften zur Regelung von Vaterschaft und Unterhalt übernommen, bei welchen bereits Unterhaltsklage eingereicht und Gerichtstermine festgelegt waren. Der neue Amtsvormund hat an den Verhandlungen teilgenommen und die Fälle mit einem Schlussbericht an die Vormundschaftsbehörde abgeschlossen.

Die Schlussberichte wurden zurückgestellt, weil aus den Berichten nicht ersichtlich ist, weshalb der gesetzliche Auftrag der AV nur unvollständig erfüllt worden ist. Im ersten Fall können Fr. 1'575.— und im zweiten 5'750.— an Unterhaltsbeiträgen nicht beim Vater eingefordert werden, weil die Unterhaltsklagen nicht rechtzeitig eingereicht worden sind. 

Das VK-Sekretariat stellt folgende Rückfragen an den jetzigen Mandatsinhaber:

1. Weshalb wurde die Klage nicht zu einem früheren Zeitpunkt eingereicht?

2. Wie wurde der Unterhalt für die Kinder in der Zeit, für welche nun keine Unterhaltsbeiträge des Kindsvaters gesprochen worden sind, gedeckt?

3. In welchen wirtschaftlichen Verhältnissen leben der Kindsvater und die Kindsmutter?

Der jetzige Mandatsinhaber möchte generell wissen, ob er diese Fragen beantworten, resp. bei der damaligen Mandatsinhaberin die oben gestellten Fragen abklären muss. 

Der jetzige Mandatsträger hat bereits bei der früheren Mandatsträgerin, die im Sozialdienst arbeitet, per Mail Nachforschungen angestellt. Die Vormundschaftsverwaltung verlangt nun, dass dieses Mail in den Schlussbericht integriert werden muss. Ist dies korrekt?

Erwägungen:

Der Auftrag des VK-Sekretariates gegenüber dem neuen Mandatsträger erscheint uns rechtlich unkorrekt. Die Behörde kann einen Mandatsträger nicht damit beauftragen, den Fehlern eines früheren Mandatsträgers nachzugehen. Es ist Aufgabe der Behörde, die Mandatsführung zu überprüfen und es liegt in ihrer Verantwortung den Unklarheiten nachzugehen. Wenn, wie im oben geschilderten Fall, der frühere Mandatsträger nicht mehr im Amt ist, so hat die Behörde diese Nachforschungen nicht via neuen Mandatsträger, sondern selbständig durchzuführen. Der neue Mandatsträger hat keine Weisungs- und Durchsetzungsbefugnisse gegenüber dem Vorgänger, wohl aber die Vormundschaftsbehörde.

Im vorliegenden Fall wurden die Fragen von der früheren Mandatsträgerin per Mail schon beantwortet. Unseres Erachtens ist dieses Mail der Vormundschaftsbehörde separat zur Kenntnis zu bringen oder höchstens als Beilage dem Schlussbericht beizulegen. Es muss nicht in den Bericht integriert werden.

Auf der anderen Seite stellt sich bei diesem Fall die Frage, wer den Schaden des Kindes, d.h. den Verlust des Kindes an Unterhaltsbeiträgen wegen verspäteter Eingabe einer Unterhaltsklage, geltend macht. Gemäss Art. 426 ZGB können die vormundschaftlichen Organe haftbar gemacht werden, wenn sie die Regeln einer sorgfältigen Verwaltung absichtlich oder fahrlässig verletzen und dadurch einen Schaden verursachen. Der jetzige Beistand und die Mutter ist zu dieser Verantwortlichkeitsklage berechtigt.

Wir hoffen, Ihnen weitergeholfen zu haben und grüssen Sie freundlich

HSA Luzern

Judith Binder, lic. iur./dipl. SA 
Eingesehen:
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Kurt Affolter, Dozent/Projektleiter

18. April 2002
Mit F11 geht’s zur jeweils nächsten Eingabe!!!








